Niederschrift

Uber die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Geilenkirchen am Mittwoch,
dem 13.04.2016, 18:00 Uhr im GroRen Sitzungssaal, Markt 9, 52511 Geilenkirchen

Tagesordnung

1. Mitteilungen des Birgermeisters

2. Finanzierung des Auschwitz-Projektes der Anita-Lichtenstein-Gesamtschule
Vorlage: 534/2016

3. Fortschreibung des Brandschutzbedarfsplanes
Vorlage: 519/2016

4 Verschiedenes

Anwesend waren:

Vorsitzende/r

1. Burgermeister Georg Schmitz

Mitglieder
Nikolaus Bales

2
3. Marko Banzet

4. Hans-Jirgen Benden

5. Karl-Peter Conrads Vertretung fir Herrn Hans-Josef Paulus
6. Dr. Stefan Evertz

7. Helmut Gerads

8. Christoph Grundmann

9. Horst-Eberhard Hoffmann

10. Gabriele Kals-DeuRen

11. Michael Kappes

12. Nils Kasper

13. Heinz Kohnen

14. Christian Kravanja

15. Leonhard Kuhn

16. Willi Minchs

17. Lars Speuser Vertretung fir Herrn Uwe Neudeck

18. Harald Volles

19. Max Weiler

20. Wilhelm Josef Wolff

Beratendes Mitglied gemdfs § 58 GO
21. Manfred Mingers

von der Verwaltung




22. Monique Aretz

23. Erster Beigeordneter Herbert Brunen

24. Andreas Eickhoff

25. Daniel Goertz

26. Alexander Jansen

27. Peter Klee

28. Jona Knoke

29. Technischer Beigeordneter Markus Monter

Protokollfiihrer
30. Sandra Schuhmachers

Es fehlten:
31. Uwe Neudeck

32. Hans-Josef Paulus

TOP 1 Mitteilungen des Blrgermeisters

Blrgermeister Schmitz teilte mit, dass der Forderantrag zur Begegnungsstatte Bauchem vom
Ministerium abgelehnt worden sei. Das Forderprogramm habe ein Gesamtvolumen von 75
Mio. Euro. Hiervon habe der Kreis Heinsberg fiir ein Projekt in Hlckelhoven lediglich 100.000
Euro erhalten. Méglich wére eine Fdrderung des Projekts Begegnungsstatte Bauchem im
Rahmen des Forderprogramms ,Stadtentwicklung und Migration”. Die Verwaltung lote der-
zeit die Erfolgschancen eines Forderantrags im Zusammenhang mit diesem Programm aus.
Wenn diese Forderung nicht bewilligt werden wirde, misse eine neue Losung flr die Begeg-
nungsstatte Bauchem gefunden werden.

TOP 2 Finanzierung des Auschwitz-Projektes der Anita-Lichtenstein-Gesamtschule
Vorlage: 534/2016

Herr Stadtverordneter Benden schilderte, dass der Ausschuss fir Bildung, Soziales, Sport und
Kultur (BSSK) in seiner Sitzung am 08.03.2016 eine eindeutige Vorgabe formuliert habe. Die
Ausschussmitglieder hatten einen hervorragenden Vortrag gehort, bei dem Lehrer der Ge-
samtschule das Projekt vorgestellt hatten. Dies sei auch der Niederschrift der BSSK-Sitzung zu
entnehmen. Die Stadt Geilenkirchen solle eine klare Aussage zum Projekt machen. Die in der
Vorlage zur Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom Kdmmerer gedulRerten Vorbehalte
seien aus Sicht des Kammerers verstandlich. Es ware wiinschenswert gewesen, die Meinung
des Sozialamts in der Vorlage aufzufihren. Es handele sich um ein Vorzeigeprojekt der Ge-
samtschule, das seit vielen Jahren ohne Belastung des stadtischen Haushalts durchgefihrt
werde. Nun habe die Gesamtschule flir das Jahr 2016 eine moderate finanzielle Unterstit-
zung angefragt. Das Projekt solle flr alle Schiler der weiterfihrenden Schulen in Geilenkir-
chen, also auch fur Schiler der Realschule und des Gymnasiums, gedffnet werden. Die Arbeit
habe gesellschaftlichen Charakter. Es sei lobenswert, dass dieses Projekt in Geilenkirchen
durchgefihrt werde. Fremdenfeindliche Auswiichse, wie etwa Hakenkreuz-Schmierereien von
nicht zu diesem Thema sensibilisierten Jugendlichen, kénnen dadurch vermieden werden. Das
Projekt solle daher finanziell von der Stadt Geilenkirchen unterstiitzt werden. Um ein klares
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Zeichen fUr das Projekt zu setzen, sollten jedoch Mittel bereitgestellt und nicht aus anderen
MalRnahmen zum Einsatz fir das Projekt geklrzt werden. Die Sinnhaftigkeit dieses Projekts sei
erkannt worden. Geld solle daher bereitgestellt werden.

Herr Stadtverordneter Weiler erkldrte, dass die CDU-Fraktion den Ausfihrungen des Herrn
Stadtverordneten Benden bezlglich der BSSK-Sitzung zustimme. Da es sich nun aber um eine
Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses handele, misse jetzt geklart werden, ob die Unter-
stitzung des Projekts der Gesamtschule finanziell leistbar sei. Die Argumentation des Herrn
Stadtverordneten Benden sei zwar nachvollziehbar, allerdings sei in den vergangenen Mona-
ten viel Uber Zuschussantrage diskutiert worden, die ein geringeres finanzielles Volumen ge-
habt hatten. Fir das Jahr 2016 sei ein Zuschuss in Hohe von 5.000 Euro beantragt worden.
Wenn das Projekt in den Folgejahren nach Darstellung der Gesamtschule fiir weitere Schulen
geoffnet werden solle, werde der Zuschussbedarf moglicherweise ausufern und auf ein auf
Grund der stadtischen Haushaltslage nicht finanzierbares Malk steigen. Um Kosten einzuspa-
ren, kdnne ein Konzentrationslager wie etwa Bergen-Belsen besucht werden, das nidher an
Geilenkirchen liegt. Dadurch kénne eine ahnliche Wirkung erzielt und Fremdenfeindlichkeit
vermieden werden. Das Auschwitz-Projekt sei unterstitzenswert und sinnvoll, allerdings ins-
besondere bei Offnung fiir andere Schulen und Erhéhung der Teilnehmerzahl nicht finanzier-
bar. Die CDU-Fraktion werde daher den Antrag ablehnen.

Herr Stadtverordneter Kravanja fihrte aus, dass die Fraktion der Birgerliste die Ansicht der
Fraktion Blindnis 90/Die Griinen teile. Der Kdmmerer habe den Antrag zwar kritisch betrach-
tet, allerdings sei es eine politische Entscheidung, ob Geld fir dieses Projekt gefunden und
bereitgestellt werden solle. Die Ansatze anderer Positionen sollten zur Finanzierung des
Auschwitz-Projektes nicht gekirzt werden. Die Verwaltung solle Finanzierungsmoglichkeiten
suchen. Beispielsweise gebe es bei den Haushaltsansatzen im Bereich der freiwilligen Leistun-
gen Spielrdume, die ermittelt und genutzt werden sollten. Die Fraktion der Biirgerliste werde
den Antrag auf Gewadhrung eines Zuschusses in Hohe von 5.000 Euro nicht ablehnen.

Herr Stadtverordneter Kasper erlduterte, dass die Fraktion ,Geilenkirchen bewegen! und
FDP“ inhaltlich groBe Sympathien fir den Antrag hege und dies auch in der BSSK-Sitzung
deutlich gemacht habe. Die Finanzierbarkeit des Projekts stelle jedoch ein Problem dar. Herr
Stadtverordneter Kasper fragte Herrn Goertz, wie die Kommunalaufsicht auf die Gewahrung
des Zuschusses reagieren werde. Es handele sich vermutlich um eine kiinftig dauerhafte Aus-
gabe. Er erkundigte sich auRerdem, ob der Ausschuss berate oder in dieser Sitzung eine end-
glltige Entscheidung treffen solle.

Herr Goertz antwortete, dass er die Verfligung der Kommunalaufsicht zum Haushalt 2016 in
der Vorlage zu diesem Tagesordnungspunkt zitiert habe. Bestehende freiwillige Leistungen
sollten reduziert werden. Zusatzliche freiwillige Leistungen sollten nicht bewilligt werden. Aus
diesem Grund habe Herr Goertz in der Vorlage aufgefihrt, dass andere freiwillige Leistungen
entsprechend geklrzt werden sollten, wenn ein Zuschuss zum Auschwitz-Projekt gewdahrt
werden solle. Wie die Kommunalaufsicht auf die Bewilligung einer zuséatzlichen freiwilligen
Ausgabe reagiere, kdnne die Verwaltung nicht einschatzen. Im schlimmsten Fall konne die
Kommunalaufsicht die Haushaltssatzung der Stadt Geilenkirchen fiir das Jahr 2017 ablehnen
oder bei Genehmigung der Haushaltssatzung weitere Auflagen erteilen. Herr Goertz wies da-
rauf hin, dass sich in der letzten Zeit Anfragen zur Gewdahrung freiwilliger Leistungen haufen.
Die Bicherei und der Blrgertreff hatten beispielsweise solche Anfragen gestellt. Freiwillige
Leistungen wirden zwar nur relativ geringe Einzelbetrage umfassen, allerdings misse die Ge-
samtsumme aller freiwilligen Leistungen betrachtet werden. Der Haupt- und Finanzausschuss
solle in dieser Sitzung eine Entscheidung treffen.
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Frau Stadtverordnete Kals-DeulRen fasste zusammen, dass bisher unterschiedliche Meinungen
geaullert worden seien. Auch in der Fraktion ,Fir GK!“ sei das Thema kontrovers diskutiert
worden. Inhaltlich stimme Frau Stadtverordnete Kals-Deul’en den Ausfiihrungen des Herrn
Stadtverordneten Benden zu. Allerdings sehe sie auch wie Herr Stadtverordneter Weiler ein
Problem in der Frage der Finanzierbarkeit. Es bestehe die Sorge, dass andere Schulen eben-
falls Forderungen flr Projekte beantragen konnten und der Rat oder Ausschuss dann ent-
scheiden musse, welches Projekt mehr wert sei und bezuschusst werden solle. Durch das
Auschwitz-Projekt trage die Gesamtschule gesellschaftlich aktuellen Herausforderungen
Rechnung. Daher unterstltze die Fraktion ,Fur GK!“ den Antrag auf Gewdhrung eines Zu-
schusses in Hohe von 5.000 Euro. Nichtsdestotrotz dirfe die Haushaltslage der Stadt Gei-
lenkirchen nicht vergessen werden. Es solle geprift werden, welche Zuschussmoglichkeiten
flr das Projekt bestehen.

Herr Stadtverordneter Grundmann dullerte seine Verwunderung darlber, dass im BSSK Einig-
keit Uber die Wichtigkeit des Projekts geherrscht habe und nun die Finanzierung problemati-
siert werde. Die Fraktion SPD-Linke werde einer Gewahrung eines Zuschusses in Hohe von
5.000 Euro fur das Jahr 2016 zustimmen. Auf Grund der Gleichbehandlung sollten die beiden
in der Vorlage vorgeschlagenen Positionen um jeweils 3,5 Prozent geklrzt werden, um den
Zuschuss fur das Auschwitz-Projekt zu finanzieren. Fir das Jahr 2017 solle ein grundsatzlich
anderes Konzept vorgelegt werden, insbesondere wenn das Projekt fir weitere Schulen ge-
offnet und dadurch der Teilnehmerkreis vergroRert werden solle. Die Fraktion SPD-Linke be-
antragte, den Beschlussvorschlag abzuandern, sodass fir das Jahr 2016 eine Einzelfallent-
scheidung zur Gewahrung des Zuschusses in Hohe von 5.000 Euro getroffen werden solle. Die
Fraktion SPD-Linke werde der Gewahrung des Zuschusses in Hohe von 5.000 Euro flr das Jahr
2016 zustimmen.

Herr Stadtverordneter Dr. Evertz machte deutlich, dass keine Entscheidung fir die Folgejahre
getroffen werden solle. In dieser Sitzung solle lediglich Gber die Gewahrung eines Zuschusses
in Héhe von 5.000 Euro fir das Jahr 2016 entschieden werden. Der Haupt- und Finanzaus-
schuss solle bei seiner Entscheidung bericksichtigen, dass sich der BSSK eindeutig fir das
Projekt ausgesprochen habe. Fraglich sei, ob es sich tatsdchlich um eine freiwillige Leistung
handele, da es eine padagogische Malknahme sei, die von der Schule als wichtig angesehen
werde. Mdglicherweise kdnnten die Mittel auch im Haushaltsansatz der Schule verbucht wer-
den.

Herr Stadtverordneter Kravanja erklarte, dass diese kritische Betrachtung des Projekts durch
den Haupt- und Finanzausschuss skurril sei, da der BSSK sich eindeutig flr das Projekt ausge-
sprochen habe. Die Blrgerliste regte an, die Verwaltung mit der Findung von alternativen
Finanzierungsmoglichkeiten zu beauftragen.

Herr Stadtverordneter Kasper schilderte, dass der Zuschuss nur gewahrt werden kdnne, wenn
diese zusatzlichen Ausgaben durch Mehreinnahmen oder durch Kirzungen an anderen Stel-
len gedeckt werden konnten. Da auch die Fraktion , Geilenkirchen bewegen! und FDP“ das
Projekt als wichtig erachte, werde sie der einmaligen Gewédhrung eines Zuschusses fur das
Jahr 2016 in Hohe von 5.000 Euro zustimmen. Fir die Folgejahre misse insbesondere bei
Erhohung der Teilnehmerzahl Planungssicherheit geschaffen werden, indem beispielsweise
eine Pro-Kopf-Forderung eingeflihrt und die Gesamtsumme der Férderung gedeckelt wird.

Herr Stadtverordneter Benden legte dar, dass zunachst geklart werden misse, wie die ande-
ren Schulen beim Auschwitz-Projekt beteiligt werden sollten. Die Gesamtschule habe Kontakt
zur Realschule und dem Gymnasium hergestellt. Die Realschule habe bereits Interesse signali-
siert. Auf Grund der Beteiligung am Auschwitz-Projekt sei anzunehmen, dass die Schulen ver-
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mutlich keine Zuschussantradge stellen wirden. Der Gewahrung eines Zuschusses fir das Jahr
2016 in Hohe von 5.000 Euro solle zugestimmt werden. Fir das nachste Jahr solle ein neues
Konzept von den beteiligten Schulen erstellt werden. Damit die Gesamtschule Planungssi-
cherheit habe, solle heute ein Beschluss Gber die Gewahrung eines Zuschusses fir das Jahr
2016 in Hohe von 5.000 Euro gefasst werden. Die Verwaltung solle prufen, wie der Zuschuss
finanziert werden kénne. Der Kdmmerer habe in der Vergangenheit mitgeteilt, dass sich der
Haushalt verglichen mit dem Ansatz positiver entwickelt habe. Daher kénne und solle der Zu-
schuss fur dieses Projekt gewdhrt werden.

Herr Stadtverordneter Mingers fihrte aus, dass das Auschwitz-Projekt insbesondere in der
heutigen Zeit in Anbetracht der gesellschaftlichen und politischen Gegebenheiten nicht aus
finanziellen Grinden abgelehnt werden dirfe.

Herr Stadtverordneter Gerads dulRerte, dass man Konzentrationslager besuchen solle. Er griff
jedoch die Anregung des Herrn Stadtverordneten Weiler zum Besuch eines anderen Lagers
mit kirzerer Anfahrtszeit auf. Hierdurch kénnten maoglicherweise Kosten gespart werden. Fir
das Jahr 2016 werde er der Gewahrung eines Zuschusses in Hohe von 5.000 Euro zustimmen.
FlUr das nachste Jahr sollten Alternativen ermittelt und gepriift werden.

Herr Stadtverordneter Speuser berichtete, dass Herr Goertz ausgesagt habe, dass der in der
Vorlage zum Tagesordnungspunkt zur Gegenfinanzierung des Zuschusses vorgeschlagene
Posten ,Stadtverschéonerung” im Jahr 2015 nicht vollstéandig ausgeschopft worden sei. Er er-
kundigte sich, ob aus diesem Posten 5.000 Euro problemlos entnommen werden kénnten.

Herr Goertz beantwortete die Frage des Herrn Stadtverordneten Dr. Evertz dahingehend,
dass es sich unstrittig um eine freiwillige Leistung handele. Diese werde im Haushalt im Pro-
dukt Schule verbucht. In der Vorlage zum Tagesordnungspunkt habe er die Posten aufgefiihrt,
bei denen theoretisch ein Einsparpotenzial in Hohe von 5.000 Euro bestehe. Der Posten
,Stadtverschénerung” habe im Jahr 2015 10.000 Euro enthalten und wurde in den vergange-
nen Jahren nicht vollstandig ausgeschopft. Aus diesem Budget sei in der Vergangenheit die
Weihnachtsbeleuchtung mit einem Betrag von 2.500 Euro finanziert worden. Derzeit seien in
diesem Budget 8.100 Euro enthalten. Nach Abzug von 5.000 Euro fir die Gewahrung eines
Zuschusses fur das Auschwitz-Projekt wiirden noch 3.100 Euro im Budget fir Stadtverschéne-
rungsmalnahmen verbleiben. Von dieser verbleibenden Summe kénne die Weihnachtsbe-
leuchtung finanziert werden. Bis zum Jahresende seien dann noch etwa 600 Euro in diesem
Budget verfligbar. Herr Goertz betonte, dass es sich nicht um eine echte Einsparung handele,
da der Ansatz fir den Posten ,Stadtverschdonerung” in der Vergangenheit nicht ausgeschdpft
worden sei.

BlUrgermeister Schmitz formulierte folgenden Beschlussvorschlag:

,Der Haupt- und Finanzausschuss beschlieBt, aus dem Untersachkonto fir Stadtverschone-
rungsmalnahmen flr das Jahr 2016 Mittel in Hohe von 5.000 Euro bereit zu stellen, um einen
Zuschuss das Auschwitz-Projekt der Anita-Lichtenstein-Gesamtschule zu finanzieren.”

Beschlussvorschlag:

Der Haupt- und Finanzausschuss beschliel3t, aus dem Untersachkonto flr Stadtverschone-
rungsmalnahmen flr das Jahr 2016 Mittel in Hohe von 5.000 Euro bereit zu stellen, um einen
Zuschuss das Auschwitz-Projekt der Anita-Lichtenstein-Gesamtschule zu finanzieren.



Abstimmungsergebnis:

Ja: 15
Nein: 4
Enthaltung: | 1

TOP 3 Fortschreibung des Brandschutzbedarfsplanes
Vorlage: 519/2016

Herr Stadtverordneter Weiler berichtete, dass die Fraktionen CDU und SPD-Linke Fragen an
die Verwaltung zum Brandschutzbedarfsplan formuliert hatten. Nach einem regen Austausch
mit der Verwaltung unter Beteiligung der Wehrleitung sei die Liste der Fragen Uberarbeitet
worden. Die CDU-Fraktion beantragte, heute nicht Gber den Brandschutzbedarfsplan abzu-
stimmen und die Entscheidung Uber den Brandschutzbedarfsplan im Rat am 27.04.2016 zu
treffen. Die Uberarbeiteten Fragen sollten bis zur Ratssitzung am 27.04.2016 beantwortet
werden.

Frau Stadtverordnete Kals-DeuRen erklarte, dass auch die Fraktionen der Birgerliste und ,Fir
GK!“ nach Gesprachen mit der Wehrleitung Fragen an Herrn Ersten Beigeordneten Brunen
geschickt hatten. Der Antrag zur Vertagung einer Abstimmung Gber den Brandschutzbedarfs-
plan auf die Ratssitzung am 27.04.2016 werde unterstltzt. Die aufgeworfenen Fragen sollten
vor der Ratssitzung beantwortet werden.

Blrgermeister Schmitz formulierte folgenden neuen Beschlussvorschlag:

,Eine Beratung und Beschlussfassung Uber den Brandschutzbedarfsplan wird in der Ratssit-
zung am 27.04.2016 vorgenommen.”

Beschlussvorschlag:

Eine Beratung und Beschlussfassung tGber den Brandschutzbedarfsplan wird in der Ratssitzung
am 27.04.2016 vorgenommen.

Abstimmungsergebnis:

Ja: 20
Nein: 0
Enthaltung: | O

TOP 4 Verschiedenes

Herr Stadtverordneter Benden erkundigte sich Uber den Sachstand und die Einhaltung des
Zeitplans bezlglich des Feuerwehrgeratehauses im Ortsteil Prummern. Das Feuerwehrgera-
tehaus musse ausgebaut werden. Die Feuerwehr Prummern sei bei weiterer Nutzung des
Geratehauses im derzeitigen Zustand nicht arbeitsfahig.



-7-

Herr Technischer Beigeordneter Monter legte dar, dass es zeitliche Verzdégerungen bei der
Vorbereitung und Planung der MaRnahme gegeben habe. Die Beteiligten seien informiert. Die
Ausschreibungen wirden derzeit ausgearbeitet.

Herr Eickhoff erganzte, dass es bei der Mallnahme eine Verzogerung auf Grund interner
Punkte gebe. Die Verwaltung stehe in Kontakt mit der Fihrung der Loscheinheit, insbesonde-
re mit Herrn Kempen. Die Ausschreibungen wiirden in Kiirze durchgefihrt. Uber die Auftrags-
vergabe soll voraussichtlich in der Haupt- und Finanzausschusssitzung am 15.06.2016 ent-
schieden werden. Je nach Auftragsvolumen kdénne eine Entscheidung des Rates in der Sitzung
am 06.07.2016 erforderlich sein. In der Sommerpause solle mit den Rohbauarbeiten begon-
nen werden. Moglicherweise kdnne bei der Ausfihrung der Malinahme ein Teil der verlore-
nen Zeit wieder eingeholt werden.

Herr Stadtverordneter Gerads berichtete, dass Erwachsene vor wenigen Tagen einen Bahn-
Ubergang bei geschlossenen Schranken lberquert hatten. Dies hatten junge Asylbewerber
gesehen und imitiert. Herr Stadtverordneter Gerads erkundigte sich, ob die Asylsachbearbei-
terin die Asylbewerber auf die geltenden Regelungen zu Bahnibergdngen hinweisen kénne,
um mogliche Unfalle zu vermeiden.

Blrgermeister Schmitz erklarte, dass er der zustandigen Stelle der Verwaltung mitteilen wer-

de, dass Flichtlinge Uber das Verhalten an Bahnibergédngen aufgeklart werden sollten.

Nach diesem Tagesordnungspunkt beendete Blirgermeister Schmitz den offentlichen Teil der
Sitzung und dankte den Zuschauern und der Presse flr das Interesse.



Sitzung endet um: 19:03

Vorsitzender Schriftfuhrer/in:

Blrgermeister Georg Sandra Schuhmachers
Schmitz



	Text
	Tagesordnung
	Anwesenheit
	Name
	Entschuldigt
	BM_TEXT2
	Betreff
	Nummer
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	Zu
	BM_TEXT3

